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Anlage zu Nr. 010/2023-2 
 
Anlage:  
 
1. Anfragen zum Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Verwaltung liegen seitens der Fraktionen Anfragen zum Haushaltsentwurf 2023/2024 vor. Die den Haupt- und Finanzausschuss betreffenden Anfragen 
sowie die Antworten bzw. Stellungnahmen der Verwaltung werden nachstehend dargestellt: 
 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anfrage  
Nr. der 
Anfrage 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anfrage 
Antworten und Stellungnahmen  

der Verwaltung 

1 FDP 15.12.2022 4 1.02.03 
Überwachung ru-
hender Verkehr 

134 

Bei sonstigen ordentlichen Erträgen 
sind 120.000 EUR eingeplant, wie hoch 
waren die Erträge in 2021 und voraus-
sichtlich in 2022? 

Ergebnis 2021: 119.770 €, Ergebnis 2022: 179.590 
€  

2 FDP 15.12.2022 5 1.02.04 
Straßenverkehrs-
angelegenheiten 

138 

Bsp. Gesetzte, Fachliteratur, Abos (incl. 
Schulen): Wird regelmäßig überprüft, ob 
es bestehende kostenpflichtige Abos 
gibt (alle Fachbereiche), die nicht mehr 
benötigt werden und entsprechend ab-
gekündigt werden können, bzw. gibt es 
Dopplungen (kostenpflichtiger Online-
Zugriff und Fachliteratur zusätzlich als 
gebundene Ausgabe)? 

Die Verwaltung ist hierzu regelmäßig im Austausch 
mit allen Ämtern. 

3 FDP 15.12.2022 7 P 1.04 Kultur  191 
Wie lässt sich die Erhöhung der Perso-
nalaufwendungen (etwa 27 % von 2022 
zu 2023) erklären? 

Die Stelle wurde ursprünglich in der Produktzuord-
nung bei Amt 1 ausgewiesen. Mit Einstellung der 
Ehrenamtskoordinatorin erfolgte eine organisatori-
sche Zuordnung bei Amt 11/11.2. Folgerichtig er-
folgte eine Korrektur der entsprechenden Pro-
duktzuordnung in den Personalkosten. 
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4 FDP 15.12.2022 8 1.04.01 Kulturförderung 193 

Lassen sich hier Einsparungen an der 
Personaldecke vornehmen? Könnte die 
Stundenzahl des Ehrenamtsbeauftrag-
ten reduziert werden? 

Eine Reduzierung der Stundenzahl ist aufgrund 
des Aufgabenumfanges nicht möglich. Insbeson-
dere wird auch auf die allseits sehr geschätzte Ar-
beit der Ehrenamtskoordinatorin verwiesen, welche 
ohne entsprechende Stellenausstattung nicht mög-
lich wäre. 
 

5 FDP 15.12.2022 12 1.12. Verkehrsflächen 
und -anlagen, 

ÖPNV 

293 Wie lässt sich die Erhöhung der Perso-
nalaufwendungen von 2021 zu 2023 
von 72% (von 844 TEUR auf 1.450 
TEUR) erklären? 

Die Erhöhungen basieren auf erfolgten unterjähri-
gen Stellenverschiebungen zu Amt 9. Ferner bein-
halten diese Kosten auch den Aufwand für die neu 
angemeldeten Stellen in diesem Bereich. 
 

6 FDP 15.12.2022 14 1.12. Verkehrsflächen 
und -anlagen, 

ÖPNV 

293 Wie lässt sich das Gefälle bei den bilan-
ziellen Abschreibungen erklären? 2021: 
3.601 TEUR, 2022: 2.960 TEUR, 2023: 
1.847 TEUR, 2024: 1.037 TEUR  

Es handelt sich um manuelle Anpassungen an den 
systemtechnisch ermittelten gesamtstädtischen 
Abschreibungsbeträgen. Hintergrund ist, dass mit 
Einstellung einer Investition automatisiert eine Ab-
schreibung zu Beginn des Investitionszeitraums 
generiert wird, obwohl tatsächlich die Fertigstel-
lung/Inbetriebnahme und damit der Abschrei-
bungsbeginn ggfs. erst Jahre später erfolgt. An-
hand von Erfahrungswerten wird daher auf einem 
Projekt der größten Anlagengruppe (Straßenver-
mögen) die Abschreibung korrigiert. Die Plan/Ist-
Analyse der Abschreibungsbeträge weist nach, 
dass dieses Verfahren den tatsächlichen Verhält-
nissen entspricht. 
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7 FDP 15.12.2022 16 1.12.04 ÖPNV 339 Mehrbelastung ÖPNV: 2023: 3.532.000 
EUR / 2024: 3.860.000 EUR (Steige-
rung von ca. 1 Mio., 2023 zu 2021 und 
2024 zu 2022).  

Die Belastungen aus der ÖPNV-Umlage wurden 
mit Aktualisierung des RSK-Eckdatenpapiers vom 
02.09.22 wie folgt begründet: Entsprechend des 
Kreistagsbeschlusses vom 23.06.2020 zur ÖPNV-
Finanzierung  werden die Verluste aus den im ak-
tuellen Nahverkehrsplan enthaltenen Verkehren  
der Busunternehmen (einschließlich Taxibus- und 
AST-Verkehre) zu 55 % über die Kreisumlage 
Mehrbelastung ÖPNV entsprechend den in den 
einzelnen Städten und  Gemeinden  gefahrenen  
Wagenkilometern und zu 45  %  über  die  allge-
meine  Kreisumlage umgelegt. Die Verluste des 
Schienenverkehrs werden mit jeweils 50 % über 
die allgemeine Kreisumlage und die Kreisumlage 
Mehrbelastung ÖPNV finanziert. Die planmäßigen 
Verluste aus Fahrradmietsystemen werden eben-
falls zu 55% über die Kreisumlage Mehrbelastung 
ÖPNV nach Anzahl der je Kommune zur Verfü-
gung gestellten Fahrräder, gewichtet nach den im 
Rhein-Sieg-Kreis anfallenden Kosten je Fahrradtyp 
(z. B. Standardfahrrad, E-Bike, Lastenfahrrad, E-
Lastenfahrrad), und zu 45% über die allgemeine 
Kreisumlage umgelegt. Die in die Berechnung ein-
fließenden Verluste der Verkehrsunternehmen ent-
wickeln  sich nach aktuellen Erkenntnissen, denen 
noch keine detaillierten Wirtschaftspläne  für die 
Jahre 2023 ff. zu Grunde liegen, wie folgt:   
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        Ursächlich für die deutlich aufwachsenden Ver-
kehrsverluste im Bereich der Busverkehre sind 
mehrere Faktoren. Einen Anteil von etwa 3,5 Mio. 
€ an der Kostensteigerung haben die ab 2023 be-
schlossenen Mehrverkehre im rechtsrheinischen 
Kreisgebiet (RSVG). Nach überarbeiteten Planun-
gen ergeben sich hier gegenüber dem Stand 
10.08.2022 leichte Verbesserungen.  Weitere Fak-
toren, die erheblich zu der Kostensteigerung bei-
tragen, sind Mehrkosten für Treibstoffe (Entwick-
lung Dieselpreis) und Tarifsteigerungen für Perso-
nal. Beide Faktoren wirken sich auch deutlich kos-
tensteigernd auf die eingekauften Subunterneh-
merleistungen aus.  
Zudem werden infolge der pandemischen Lage 
nach wie vor Ertragsausfälle erwartet, die im Haus-
halt 2023 jedoch „isoliert“ werden und damit zu-
nächst keinen Einfluss auf die ÖPNV-Umlage ha-
ben. Die erwarteten Verlustanteile für die betriebe-
nen Fahrradmietsysteme im links- und rechtsrhei-
nischen Kreisgebiet belaufen sich auf 801 T€ jähr-
lich. Die dargestellten Fördermittel und Kostener-
stattungen beinhalten die Pauschale zur Förderung 
des ÖPNV nach § 11 II ÖPNVG, die Förderung 
von Schnellbuslinien sowie Kostenerstattungen an-
derer Leistungsträger für interlokale Verkehre. Aus 
den o. g. Verkehrsverlusten errechnen sich die 
über die Kreisumlage Mehrbelastung ÖPNV umzu-
legenden Beträge. Im Durchschnitt aller Städte und 
Gemeinden betragen diese in % der jeweiligen 
Umlagegrundlagen:  2023 = 35,562 Mio. € = 3,53 
%   /    2024 = 38,185 Mio. € = 3,70 %.   
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8 FDP 15.12.2022 17 1.16.01 Allgemeine Fi-
nanzwirtschaft 

396 Was würde es bedeuten, wenn die Ge-
werbesteuer auf den Hebesatz von 
500% angepasst wird. Wieviel müsste 
nach Berücksichtigung der angepassten 
Kreisumlagen/Schlüsselzuweisungen, 
dann noch eingespart werden, um die-
ses zu ermöglichen?  

Auf Basis der verwaltungsseitigen Änderungen 
zum Haushaltsplanentwurf 23/24, also u.a. unter 
Berücksichtigung der angepassten Kreisum-
lage/Schlüsselzuweisungen, würde eine Absen-
kung des Hebesatzes auf 500% bei der Gewerbe-
steuer für sich betrachtet noch nicht ausreichen, 
um einen Haushaltsausgleich darstellen zu kön-
nen. Die möglichen Kombinationen der Hebesätze 
aus Grundsteuer und Gewerbesteuer, die eine Zie-
lerreichung sicherstellen bzw. die sich hieraus er-
gebenen Potenziale wurden im Arbeitskreis Finan-
zen am 25.01.23 zur Verfügung gestellt. 
 

9 FDP 15.12.2022 18 1.16.01 Allgemeine Fi-
nanzwirtschaft 

396 Wie hoch müsste die Grundsteuer B 
jährlich angehoben werden, um einen 
Inflationsausgleich abzubilden? 

Bei einer jährlichen Inflation von rd. 8 % auf die 
Sach-u. Dienstleistungsaufwendungen und den 
Sonst. Aufwendungen beträgt die Anhebung des 
Hebesatzes 140 %-Punkte. Bei einer Inflationsrate 
von 2 % beträgt sie 35%-Punkte. 
 

10 FDP 19.01.2023 19 1.02.01 Allgemeine Si-
cherheit und Ord-

nung 

129 Erläuterungen zu Zeile 13: Was verbirgt 
sich hinter "Verwaltungs- und Betriebs-
aufwendungen"? 

Hierbei handelt es sich um Aufwendungen für ord-
nungsbehördliche Maßnahmen wie Dienstleistun-
gen für spezielle Fachentsorgungen bei Gefahr-
stoffen (Asbest, Tierkadaver etc.), Kosten für Be-
stattungen von Amts wegen und damit in Verbin-
dung stehenden Dienstleistungen Bestatter, Kühl-
zellen, Transporte) sowie Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit dem Straßenkarneval in Born-
heim und damit verbundenen ordnungsbehördli-
chen Maßnahmen sowie Kontrollen 
 

11 FDP 19.01.2023 20 1.02.02 Gewerbewesen 131 Zeile 4 und 7: Warum steigen die An-
sätze so eklatant gegenüber dem Er-
gebnis 2021? 

Der Ansatz der öff.-rechtl- Leistungsentgelte ist auf 
dem Planniveau von 2022 anzusetzen, weil sich 
das Markt- und Veranstaltungsgeschehen wieder 
auf das Vor-Coronaniveau erholt hat. Der Ansatz 
der sonstigen ordentlichen Erträge wird geprüft.  
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12 FDP 19.01.2023 21 1.02.03 Überwachung ru-
hender Verkehr 

134 Zeile 7: Warum steigt der Ansatz so ek-
latant gegenüber dem Ergebnis 2021? 

Der Bußgeldkatalog im Bereich „ruhender Verkehr“ 
wurde im November 2021 geändert. Dabei wurden 
einige Tatbestände mit Wirkung zum 01.11.2021 
mit einem erheblich höheren Verwarn- /Bußgeld 
versehen. Es handelt sich um die entsprechende 
Hochrechnung der bisherigen Anzahl der Verstöße 
im letzten Vor-Coronajahr auf der Basis der neuen 
Verwarn- und Bußgeldsätze aus dem bundesein-
heitlichen Tatbestandskatalog. 
 

13 FDP 19.01.2023 22 1.02.06 Wahlen 147 Erläuterungen zu Zeile 16: Warum wer-
den die Erfrischungsgelder für Wahlhel-
fer erhöht? Warum erhöht sich die An-
zahl der Bezirke zur Kommunalwahl? 

Die Erfrischungsgelder für Wahlhelfer werden er-
höht, um einen Anreiz für den Einsatz als Wahlhel-
fer/in zu bieten. Die Kommunen stehen untereinan-
der in Konkurrenz, da Wahlberechtigte auch in um-
liegenden Kommunen als Wahlhelfer eingesetzt 
werden könnten. Bei landesweiten Wahlen könn-
ten nur Landesgrenzen zur Ablehnung eines Eh-
renamtes als Wahlhelfer/in führen. Daher sind die 
Erfrischungsgelder auf ein höheres Niveau anzu-
heben. Zudem wird in 2025 eine Kombiwahl durch-
geführt, bei der die beteiligungsstärksten Wahlen, 
Kommunalwahl und Bundestagswahl, zeitgleich 
stattfinden werden. Das bedeutet einen wesentlich 
höheren Aufwand für die Wahlhelfer, da es sich bei 
den beiden Wahlen auch um unterschiedliche Aus-
zählungssysteme handelt.  
Die Anzahl der Wahlbezirke zur Kommunalwahl 
ergibt sich durch die zu wählenden Vertreter und 
demzufolge durch die Einwohnerzahl. Bei 44 zu 
wählenden Vertretern müssen 22 Wahlbezirke ge-
bildet werden.  
Zusätzlich werden noch Stimmbezirke in den 
Wahlbezirken gebildet, um das Wahlergebnis ort-
schaftsgenau ermitteln zu können (bspw. für die 
Ortsvorsteherwahl). Somit ergeben sich insgesamt 
mehr Bezirke, die mit Wahlvorständen besetzt wer-
den müssen.  
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14 SPD 17.01.2023 1 k.A. Sachkontenauf-
riss EP 

15 Konto 544700 Aufwendungen „Sonstige 
Rückstellungen“, Betrag für 2023: 
395.605 Euro.  
Die Bezeichnung „Rückstellungen“ ist 
der Bilanz zuzuordnen. Der für die Bil-
dung der „sonstigen Rückstellungen“ 
entstehenden Aufwendungen ist übli-
cherweise der Art nach bestimmt und 
dadurch erkennbar. 
Welche Art Aufwand enthält das Konto 
544700? 

Es handelt sich um die Erstattungsverpflichtungen 
gemäß § 100 LBeamtVG NRW aus dem Progno-
segutachten für Pensionslasten gegenüber dem 
aufnehmenden Dienstherrn bei Wechsel eines Be-
amten. Da üblicherweise nur ein Planwert/Buchung 
im Jahr erfolgt, wurde hierfür kein separates Sach-
konto eingerichtet. 

15 SPD 17.01.2023 2 k.A., 
1.11.03, 
1.15.03 

Sachkontenauf-
riss EP, Wasser-
versorgung, An-
teile an Unter-

nehmen 

15, 
286, 
389 

Konto 461600 „Zinserträge ver.U“ und 
469901 „Erträge aus Überschussbeteili-
gungen“, 2023 zusammen: 5,1 Mio. 
Euro. 
In 2024 sind hier keine Erträge ausge-
wiesen, in 2025 dann wieder 4,6 Mio. 
Euro, 2026 1,7 Mio. Euro, 2027 1,6 Mio. 
Euro. 
Wieso planen das Wasserwerk (S. 286) 
und der Stadtbetrieb Bornheim AöR (S. 
389) nur in 2024 keinen Überschussbe-
teiligung? 

Wasserwerk und Stadtbetrieb stellen ihre Planun-
gen (einschl. etwaiger Überschüsse) im Rahmen 
von jährlichen Wirtschaftsplänen auf. Diese Pla-
nungen einschließlich der in den Unternehmen vor-
handenen Gewinnvorträge (thesaurierte Gewinne) 
bilden die Summe möglicher planerischen Gewinn-
entnahmen im städtischen Haushalt. Höhe und 
Zeitpunkt der planerischen Gewinnentnahmen er-
folgen in Abhängigkeit von den entstehenden Be-
darfen zum jeweiligen Haushaltsausgleich.  

16 SPD 17.01.2023 3 Finanz-
plan 

#NV 17 Die auf Seite 17 gezeigten Zeilen 34 
und 36 sind in dem folgenden Sachkon-
tenaufriss auf Seite 23 nicht enthalten. 
Als Folge zeigen die beiden Darstellun-
gen daher unterschiedliche Werte der 
„Liquiden Mittel“: 
- Seite 17 = 2,17 Mio. Euro (2023) sowie 
2,387 Mio. Euro (2024) 
- Seite 23 = 9,074 Mio. Euro (2023) so-
wie 11,730 Mio. Euro (2024) 
Das erscheint nicht konsistent. Bitte er-
läutern. 

Die Finanzpositionen/Zeilen 17, 34 und 36 sind 
nicht Gegenstand des Musters für den Sachkon-
tenaufriss. 
Diese werden im Gesamtfinanzplan vollständig 
und korrekt ausgewiesen. 

17 SPD 17.01.2023 4 1.01.06 Zentrale Dienste 64 Stolpersteine: Werden auch andere 
Maßnahmen unterstützt, z.B. Erinne-
rungswege o.ä.? 

Nein, mit den angemeldeten Mitteln werden nur die 
Stolpersteine verlegt. 
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18 SPD 17.01.2023 5 1.01.06 Zentrale Dienste 65 Haftpflichtversicherung: Ansatz für die 
gesamte Verwaltung bzw. für welchen 
Personenkreis? 

Der Ansatz ist für die gesamte Verwaltung. 

19 SPD 17.01.2023 6 1.01.09 Personalma-
nagement 

72 Bitte Erläuterung zu den sonstigen Auf-
wendungen und Rückstellungen. 

Die ausgewiesenen Aufwendungen beinhalten 
Pensionsrückstellungen und Rückstellungen für 
Versorgungsempfänger und basieren auf zugelie-
ferten Hochrechnungen der Rheinischen Versor-
gungskasse. 
 

20 SPD 17.01.2023 7 1.01.09 Personalma-
nagement 

73 Was sind die Gründe für den deutlich 
ansteigenden Aufwand 22-->23? 

Die ausgewiesenen Aufwendungen beinhalten 
Pensionsrückstellungen und Rückstellungen für 
Versorgungsempfänger und basieren auf zugelie-
ferten Hochrechnungen der Rheinischen Versor-
gungskasse. 
Des Weiteren beinhalten die Aufwendungen auch 
die Mehrkosten für die von der Verwaltung ange-
meldeten Stellen in diesem Bereich.  
 

21 SPD 17.01.2023 29 1.05.04 Unterhaltsleistun-
gen (-vorschuss 

etc.) 

221 Warum werden sich die Personalauf-
wendungen in dieser Position mehr als 
verdoppeln (2022 zu 2023)? 

Es handelt sich um eine Berichtigung der Pro-
duktzuordnung anhand der tatsächlichen Personal-
besetzung. Es erfolgten hierbei keine Stellenmeh-
rungen. 
 

22 SPD 17.01.2023 36 1.11.03 Wasserversor-
gung 

286 Überschussbeteiligung zur Kapitaler-
tragssteuer: Warum kann 2024 kein An-
satz gebildet werden? 

Die Kapitalertragssteuer ist in Abhängigkeit von 
Gewinnausschüttungen abzuführen. In Entwurf 
2024 ist eine Gewinnausschüttung nicht geplant. 
 

23 SPD 17.01.2023 60 1.15.03 Anteile an Unter-
nehmen 

389 Überschussbeteiligung SBB: Bitte Be-
gründung zum Null-Ansatz im Jahr 2024 

Der StadtBetriebBornheim (SBB) stellt seine Pla-
nungen (einschl. etwaiger Überschüsse) im Rah-
men von jährlichen Wirtschaftsplänen auf. Diese 
Planungen einschließlich der im Unternehmen vor-
handenen Gewinnvorträge (thesaurierte Gewinne) 
bilden die Summe möglicher planerischen Gewinn-
entnahmen im städtischen Haushalt. Höhe und 
Zeitpunkt der planerischen Gewinnentnahmen er-
folgen in Abhängigkeit von den entstehenden Be-
darfen zum jeweiligen Haushaltsausgleich.  
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24 SPD 17.01.2023 63   #NV An-
lage 

J, 
Seite 

10 

Gemäß Erläuterungen zu den Haus-
haltspositionen zu „Geringwertige Wirt-
schaftsgüter“ hat die Stadt Bornheim die 
bislang gültige Wertgrenze von 410 
Euro beibehalten.  
Laut Erläuterungen zu „Betriebs- und 
Geschäftsausstattung“ gilt für deren An-
satz ein Wert von 800 Euro oder höher 
(ohne USt). 
Diese Darstellung ist widersprüchlich, 
die Behandlung von Gegenständen mit 
einem Wert von 401 Euro bis 799 Euro 
ist nicht klar. 
Bitte erläutern. 

Die Erläuterung zur Wertgrenze bei der "Betriebs- 
und Geschäftsausstattung" ist fehlerhaft und muss 
auf 410 Euro korrigiert werden. 

25 SPD 17.01.2023 64 Stellen-
plan 

Bezeichnung Allge-
mein 

Unterteilung der Stellenneuanmeldun-
gen in Stellen, die aufgrund erweiterter 
Aufgaben (z.B. Wohngeld, Kita, etc.) 
zwingend geschaffen werden müssen 
bzw. Stellen, die aufgrund anderer Not-
wendigkeiten geschaffen werden soll-
ten? 

Die Verwaltung verweist auf die Ausführungen in 
den Arbeitskreisen und die ausführlichen Stellen-
begründungen.  

26 SPD 17.01.2023 65 Stellen-
plan 

Bezeichnung Pos. 
40 

SB Straßenverkehr (Pos.40) - Verschie-
bung innerhalb des Amtes möglich/ 
Rückgabe nicht genutzter Stellen im 
Austausch denkbar? (Globales Perso-
nalbudget?) 
Es handelt sich hier um eine wesentli-
che Dienstleistung der Verwaltung für 
die Bürgerschaft. 

Stellenverschiebungen sind grundsätzlich möglich. 
Die Verwaltung verweist nochmals darauf, dass in 
solchen Fällen die Aufgeben der Stellen, die ver-
schoben werden, nicht mehr erfüllt werden können. 

27 SPD 17.01.2023 66   #NV Allge-
mein 

Wie hoch beziffern sich die finanziellen 
Rückstellungen insgesamt, in welchen 
Bereichen und in welcher Höhe und 
welche Regeln gelten für deren Auflö-
sung? 

Die Rückstellungen lt. Jahresabschluss 2021 be-
laufen sich auf insgesamt 56,5 Mio. €. Davon ent-
fallen auf Pensionsrückstellungen 41,3 Mio. €, auf 
Instandhaltungsrückstellungen 3,3 Mio. € und auf 
Sonstige Rückstellungen 11,9 Mio. €. Die Inan-
spruchnahme von Rückstellungen erfolgt durch 
Zahlung. Aufzulösen ist eine Rückstellung, wenn 
nach Eingang einer Schlussrechnung noch Rest-
beträge bestehen bzw. wenn der Rechtsgrund der 
Rückstellung, z.B. durch Urteil oder Gesetzesän-
derung, entfallen ist. 
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28 SPD 17.01.2023 68 1.16.01 Allgemeine Fi-
nanzwirtschaft 

Allge-
mein 

Ist die Einführung einer Grundsteuer C 
für unbebaute Baugrundstücke ab 2025 
mit vertretbaren Aufwand möglich? Wie 
hoch wäre der erwartbare Ertrag (Grö-
ßenordnung)? 

Aufwand und erwartbarer Ertrag sind zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht absehbar.  

29 SPD 17.01.2023 69 1.16.01 Allgemeine Fi-
nanzwirtschaft 

Allge-
mein 

Wie werden Unternehmen besteuert, 
die auf Bornheimer Stadtgebiet keinen 
Hauptsitz haben und keinen Handel trei-
ben? (bspw. DP DHL und GLS)? 
Hintergrund: Besteuerung sollte in Born-
heim erfolgen, Grundlagen/Prozess un-
klar. 

Besteuerungsgrundlage ist der Gewerbeertrag ei-
nes Unternehmens bzw. die hieraus ermittelte 
Steuermesszahl des Finanzamtes. Sind Betriebs-
stätten in mehreren Gemeinden unterhalten wor-
den, so ist der Steuermessbetrag in die auf die ein-
zelnen Gemeinden anfallenden Anteile (Zerle-
gungsanteile) zu zerlegen. Der Zerlegungsanteil 
wird letztlich mit dem Hebesatz der Kommune mul-
tipliziert. 

30 UWG 19.01.2023 2   #NV   Welche Aufgaben wurden durch das 
Land oder den Bund der Stadt Born-
heim aufgegeben? In welchen Fällen 
wird die Konnexität finanziell/ personell 
nicht ausgeglichen? Wie hoch sind ggf. 
anfallende Defizite in der Gesamtbe-
trachtung? 

Es handelt sich im Wesentlichen um die Sozialen 
Leistungen für Asyl und Unterhalt sowie um die 
Bereiche der Kinder- Jugend- und Familienhilfe. 
Trotzt Kostenbeteiligung von Bund/Land bzw. den 
Bürgerinnen und Bürgern verbleiben signifikante 
Defizite (s. ordentl. Ergebnis 2023) bei der Stadt 
Bornheim. 
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31 UWG 19.01.2023 5   #NV   Welche Investitionen und sonstigen 
Ausgaben sind im HH 23/24 dem Be-
reich freiwilligen Leistungen zuzuord-
nen? 

Eine Darstellung freiwilliger Leistungen ist mit Ver-
lassen des Haushaltssicherungskonzeptes bzw. 
dem Erreichen eines fiktiv ausgeglichenen Haus-
haltes (endgültig mit Einführung des 2. NKF-Wei-
terentwicklungsgesetzes) entfallen. Im Rahmen 
des aufgestellten Haushaltssicherungskonzeptes 
(HSK) wurde für die Kommunalaufsicht letztmalig 
für den Doppelhaushalt 2019-2020 eine entspre-
chende Übersicht erforderlich. Das Gesamtvolu-
men der freiwilligen Leistungen lag durchschnittlich 
bei unter 1% der ordentlichen Aufwendungen.  

32 UWG 19.01.2023 11 5000xxx   An-
lage E 

Warum fehlen bei der Übersicht "Investi-
tionen" die Seiten 12 - 16? 

Die Anlage ist vollständig. Die Seitenangabe ist 
fehlerhaft ausgewiesen und endet bei Seite 11. 

33 UWG 19.01.2023 12 1.01.01 Politische Gre-
mien 

47, 
Zeile 
16 

Wie setzt sich die Summe v. 628.800 
verglichen mit dem Plan 21/22 von 
221.400 EUR zusammen? Regelung 
Verdienstausfälle? 

Im Ansatz 2023 ff. ist die für Mitte der Wahlperiode 
2020/2025 angekündigte Erhöhung der Sitzungs-
gelder und der pauschalen Aufwandsentschädi-
gung für Mandatsträger berücksichtigt. Die gesetz-
lichen Regelungen zum Verdienstausfall sind in 
der GO NRW, in der EnschVO NRW u. in der 
Hauptsatzung der Stadt Bornheim geregelt. In 
2021 sind ca. 26.100 € und in 2022 ca. 32.800 € 
Verdienstausfall erstattet worden. 

34 UWG 19.01.2023 17 1.02.01 Allgemeine Si-
cherheit und Ord-

nung 

128, 
Z. 

9,10 

 Woher kommt der Anstieg der sonst. 
ord. Erträge von 9,5 T€ auf ca. 39 T€? 

Ansatz für die Auflösung von Pensionsrückstellun-
gen 

35 UWG 19.01.2023 18 1.02.03 Überwachung ru-
hender Verkehr 

134 
Zeile 
29 

Minus in 23 u. 24 ca. 190 T€.  Wie 
kommt es zu den hohen ILV v. ca. 115 
T€ 

Mittels der internen Leistungsverrechnung werden 
Kosten (Aufwendungen) der Querschnittsämter 
(Personal, Rechnungsprüfung, Finanzen, Organi-
sation, etc.), der Gebäudewirtschaft (wirtschaftli-
cher Eigentümer der städtischen Liegenschaften) 
sowie der Verwaltungsführung einschließlich der 
politischen Gremien auf die Produktgruppen und 
Produkte verteilt. Die Verteilung erfolgt in der Re-
gel über eine prozentuale Schlüsselung, die regel-
mäßig fortgeschrieben wird. Aufwandssteigerun-
gen beispielsweise in der Gebäudewirtschaft, im 
Personalmanagement oder im öffentlichen Grün 
werden daher anteilig an die „Nutzer“ weitergege-
ben 
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36 UWG 19.01.2023 36 1.11.03 Wasserversor-
gung 

287 
Zeile 

8 

Wie erklären sich die Ansätze: 22 700 
T€, 23 1,4 Mio. € und 24  0? 

Das Wasserwerk stellt seine Planungen (einschl. 
etwaiger Überschüsse) im Rahmen von jährlichen 
Wirtschaftsplänen auf. Diese Planungen ein-
schließlich der im Unternehmen vorhandenen Ge-
winnvorträge (thesaurierte Gewinne) bilden die 
Summe möglicher planerischen Gewinnentnahmen 
im städtischen Haushalt. Höhe und Zeitpunkt der 
planerischen Gewinnentnahmen erfolgen in Ab-
hängigkeit von den entstehenden Bedarfen zum je-
weiligen Haushaltsausgleich.  
 

37 UWG 19.01.2023 45 1.15.03 / 
P 

5.000555 

Anteile an Unter-
nehmen 

391 Ist der Erwerb von Finanzanlagen Vo-
raussetzung für die Mitgliedschaft im 
Wasserbeschaffungsverband? 

Der im Haushaltsentwurf 2023/2024 geplante Er-
werb von Finanzanlagen im Zusammenhang mit 
dem Wasserbeschaffungsverband war insbeson-
dere zur Liquiditätsverstärkung und zugleich zur 
Eigenkapitalverbesserung des Verbandes vorgese-
hen. Zwischenzeitlich konnte der Verband in Ab-
stimmung mit der Fachaufsicht bei der Bezirksre-
gierung Köln eine Lösung in Form einer Rückla-
genbildung aus Überschüssen in der Bewirtschaf-
tung des Wirtschaftsplans entwickeln. Insofern be-
steht nunmehr keine Notwendigkeit mehr für eine 
Kapitaleinlage und der Betrag kann entplant wer-
den 
 

38 UWG 19.01.2023 46 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 25 Was liegt dem  Anstieg der Sach- u. 
Dienstleistungen v. ca. 2 Mio. € in 23 
zugrunde? 

Gegenüber der Planung für 2022 sind insbeson-
dere die kriegsbedingten Steigerungen für Strom 
=+ 500 T€ und Gas + 800 T€ sowie die Unterhal-
tung des Infrastrukturvermögens + 355 T€ verant-
wortlich für den Anstieg. 
 

39 UWG 19.01.2023 47 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 14 Woher kommen die Steigerungen in der 
EkSt ab 23? 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung der Haushaltspla-
nung 23/24 konnte die Prognose zum Ist-Ergebnis 
2022 deutlich auf 35,7 Mio. € nach oben korrigiert 
werden. Auf Basis dieses Wertes werden die Ori-
entierungsdaten des Landes für 2023 = 6,5% für 
2023 als Planwert (= 38,02 Mio. €) hinzugerechnet. 
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40 UWG 19.01.2023 48 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 36 Sind Auszahlungen für Baumaßnahmen 
realistisch? 

Den Auszahlungen liegt eine entsprechende Pro-
jektplanung zugrunde.  Für die Baumaßnahmen im 
Hoch- u. -Tiefbau wurde mit dem technischen De-
zernat die realistisch umsetzbaren Investitionsbud-
gets abgestimmt. Grundsätzlich wurden 11 Mio. € 
für den Bereich Hochbau und 4 Mio. € für den Tief-
bau als "Investitionsdeckel" festgelegt. Hiervon un-
berücksichtigt sind Sonderbauwerke wie z.B. die 
Schule in Merten, die Sammelunterkunft Hexen-
weg oder ggfs. das Hallenfreizeitbad. 
 

41 UWG 19.01.2023 49 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 27 Woher kommt der jährliche Anstieg von 
1,6 Mio. € bei den sonstigen Trans-
feraufwendungen (soziale bleiben 
stabil)? Was fällt alles darunter? 

Zu den Sonstigen Transferaufwendungen gehören 
die Sachkonten 531* "Aufwendungen für Zu-
schüsse und Zuweisungen" sowie das Sachkonto 
534100 "Gewerbesteuerumlage". Die Zuwächse 
resultieren aus Kostensteigerungen bei den Zu-
schüssen an die Träger von Kindertagesstätten so-
wie bei den Erträgen bei der Gewerbesteuer, die 
Basis der Abführung der GewSt-Umlage ist. 
 

42 UWG 19.01.2023 50 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 39 Im Vorbericht führt die Verwaltung eine 
Auseinandersetzung mit den zu erfüllen-
den Aufgaben der Stadt Bornheim inklu-
sive der Definition zur Schaffung von 
Standards aus. Welche konkreten Ideen 
gibt es seitens der Verwaltung bereits 
dazu? Wo könnte gespart werden? Wie 
sieht hierzu der Zeitplan aus? 

Den Empfehlungen der Gemeindeprüfungsanstalt 
folgend, hat die Stadt Bornheim darauf zu achten, 
dass bei den geplanten Investitionsvorhaben im 
Gebäudebereich nur die notwendigen Maßnahmen 
unter Beachtung der personellen Möglichkeiten 
umgesetzt werden. Bei der Planung sollte die 
Funktionalität eines Gebäudes im Vordergrund ste-
hen. Die aus den gesamten geplanten Investitio-
nen entstehenden Folgekosten (Abschreibungen, 
Unterhaltung, Bewirtschaftung, Zinsaufwendun-
gen) müssen für den Haushalt dauerhaft tragbar 
sein. Die Auseinandersetzung mit den Standards 
ist eine Daueraufgabe und umfasst neben der Bau-
tätigkeit beispielsweise auch die Bereiche der Aus-
stattung von Büros, Kindergärten- und Schulen. 
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43 UWG 19.01.2023 51 Vorbe-
richt 

Bezeichnung 50 Wie hoch sind die tatsächlichen Kosten 
für. Flüchtlinge /inkl. Unterbringung, 
KiTa, Schule, etc.? Wie hoch sind die 
tatsächlichen Pauschelen dafür seitens 
Bund/ Land? 

Es handelt sich im Wesentlichen um die Sozialen 
Leistungen für Asyl und Unterhalt sowie um die 
Bereiche der Kinder- Jugend- und Familienhilfe. 
Trotzt Kostenbeteiligung von Bund/Land bzw. den 
Bürgerinnen und Bürgern verbleiben signifikante 
Defizite (s. ordentl. Ergebnis 2023) bei der Stadt 
Bornheim. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

44 UWG 19.01.2023 55 1.15.03 Anteile an Unter-
nehmen 

389, 
Z. 19 

Ist die Überschussbeteiligung in 23 v. 
3,7 Mio. realistisch? Warum in 24 gleich 
0? 

Der StadtBetriebBornheim (SBB) stellt seine Pla-
nungen (einschl. etwaiger Überschüsse) im Rah-
men von jährlichen Wirtschaftsplänen auf. Diese 
Planungen einschließlich der im Unternehmen vor-
handenen Gewinnvorträge (thesaurierte Gewinne) 
bilden die Summe möglicher planerischen Gewinn-
entnahmen im städtischen Haushalt. Höhe und 
Zeitpunkt der planerischen Gewinnentnahmen er-
folgen in Abhängigkeit von den entstehenden Be-
darfen zum jeweiligen Haushaltsausgleich.  

45 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 1 1.01.01 Politische Gre-
mien 

47/48; 
An-
lage 

G 

Wie erklären sich die Ansätze für TUI 
Arbeitsplätze und Telefonkosten? 

KGSt-Bericht eines TUI-Arbeitsplatzes, 
Telefonkosten lt. Abrechnung mit dem jeweiligen 
Provider. 
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46 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 2 1.01.02 Verwaltungsfüh-
rung 

51 Zielstellung des Datenschutzes kombi-
niert mit der Teilhabe behinderter Mit-
menschen erschließt sich nicht. Wie ist 
diese Beschreibung zu verstehen? 

Unter Produkt 1.01.02.02 sind Aufgaben der Da-
tenschutzbeauftragten (Stabsstelle) aufgeführt. 
Diese Stabsstelle ist der Verwaltungsführung zuge-
ordnet. Produkt Nr. 1.01.02.03 beschreibt die Auf-
gaben der Behindertengleichstellung und steht 
nicht in Zusammenhang zu Produkt 1.01.02.02 
 

47 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 3 1.01.02 Verwaltungsfüh-
rung 

51 ff. Datenschutz findet nur in dieser Pro-
duktgruppe statt. Was ist mit übergrei-
fenden Daten, wie in Schulen, VHS, Bü-
cherei, HFB etc. werden alle Bereiche 
der städtischen Verantwortung mit 
1.01.02 abgedeckt? 

Datenschutz findet übergreifend statt. 
Jedes Amt ist in seinem Aufgabenbereich für die 
Einhaltung des Datenschutzes verantwortlich. Die 
Datenschutzbeauftragte berät, unterstützt und 
überwacht die verantwortlichen Stellen in diesem 
Zusammenhang 
 

48 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 4 1.01.04 Beschäftigtenver-
tretung 

57, 
Z.16 

Sonstige ordentl. Aufwendungen gegen-
über 2022 stark gestiegen. Auslöser? 

Erhöhung durch höhere Kosten PR-Vorsitz (A12 
anstatt 9b) + 1/2 Stelle mehr Freistellung + allg. Er-
höhungen Tarif 

49 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 5 1.01.06 Zentrale Dienste   Sind die Kosten für die Digitalisierung 
von Akten bereits eingepreist? 

Die Kosten für die Digitalisierung der Akten sind im 
Ursprungsentwurf nicht "eingepreist". Die Verwal-
tung verfolgt nicht das Ziel sämtliche Altakten zu 
digitalisieren. Vielmehr erfolgen anlassbezogene 
und bereichsspezifische Prüfungen, wie zuletzt im 
Bereich der Bauakten-Archivierung. Entspre-
chende Aufwendungen werden dementsprechend 
den Gremien zur Entscheidung vorgelegt. 
 

50 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 7 1.01.08 Beschwerdema-
nagement u. In-

ternet 

69 Wie erklärt sich die Zusammenfassung 
von Internet und Beschwerdemanage-
ment in einer Produktgruppe? 

Die zentrale Ausweisung folgt dem Gedanken, 
dass in diesem Produktbereich auch die Umset-
zung des Beschwerdemanagements zentral be-
treut wird. Somit erfolgte die genannte kumulierte 
Ausweisung. 
 

51 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 8 1.01.08 Beschwerdema-
nagement u. In-

ternet 

70 Wo finden sich die internen und exter-
nen Aufwendungen und Kosten für den 
Betrieb der Internetseite sowie aller 
Systeme / Apps, die für die Online Auf-
tritte und das Beschwerdemanagement 
genutzt werden? 

Die Kosten für den Betrieb des Internetauftritts und 
des Beschwerdemanagements der Stadt Bornheim 
werden von Abteilung 11.3 bewirtschaftet. Die Mit-
tel wurden im Tui Kostenstelle 33100 entspre-
chend haushalterich berücksichtigt. Support- und 
Serviceaufwand ist individuell und nicht planbar. 
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52 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 9 1.01.09 Personalma-
nagement 

73 Wieso wird der Ansatz für Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen geringer? 
Sollte dieser mit mehr Personal nicht 
steigen? 

In diesen Aufwendungen sind Kosten für allge-
meine Fortbildungen und Aufwendungen für den 
Bereich Arbeitsschutz enthalten. Im Bereich Ar-
beitsschutz bestehen im Jahr 2023 erforderliche 
Einmal-Aufwendungen, welche im Jahr 2024 ent-
sprechend reduziert werden konnten. Im Bereich 
der allgemeinen Fortbildung konnten entsprechend 
in diesem Gesamtbudget die geplanten Aufwen-
dungen von 50.000 Euro auf 70.000 Euro erhöht 
werden. 
 

53 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 10 1.01.10 Finanzmanage-
ment und Rech-

nungswesen 

78, 
Z.13 

S. 78 / Zeile 13: Sind bei den Kosten für 
Fortbildung und Beratungsleistungen für 
NKF und Steuern auch die Qualifizie-
rung hinsichtlich wirkungsorientierter 
Haushalt, insbesondere auch der Frakti-
onen berücksichtigt? 

Die hier aufgeführten Beratungsleistungen sind für 
die Mitarbeitenden des Amtes für Finanzen vorge-
sehen. Schulungen im Bereich der Nutzung von 
IKVS (wirkungsorientierter Haushalt) werden vo-
raussichtlich mit eigenem Personal durchgeführt. 
Weitergehender externer Fortbildungsbedarf der 
Fraktionen wäre der Produktgruppe 1.01.01 "Politi-
sche Gremien" zuzuordnen. 
 

54 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 11 1.01.12 Technikunter-
stützte Informa-

tion - TUI 

82 ff. Sind im Leistungsportfolio und den Auf-
wendungen folgende Leistungen abge-
bildet: 
- Disaster-Recovery-Plan (DRP) - De-
tail: Inkl. BIA, RA und Fokus auf Data 
Protection + Compliance 
- Ein zentrales Lizenzmanagement für 
alle städtischen Einrichtungen 
- Erreichung einer ISO 27001-Zertifizie-
rung - IT Grundschutz 

Die aufgeführten Positionen sind aktuell nicht Ge-
genstand der Planung des Haushaltes. 
Ein zentrales Lizenzmanagementsystem ist zur 
Zeit nicht vorhanden. Anfragen zu Produkten lau-
fen zur Zeit. Möglicherweise erfolgt eine Integration 
in OTRIS - Vertragsmanagement 
Unter der Berücksichtigung der aktuelles Personal-
ausstattung im Amt 11.3 hat die ISO Zertifizierung 
27001 - IT Grundschutz keine Priorität. Zunächst 
müssen anderen wichtige Arbeiten als Vorarbeit 
durchgeführt werden. Diese Arbeiten halten zur 
Zeit ständig an. Zusätzlich müssen Infrastruktur-
räume in Zusammenarbeit mit anderen Ämtern 
modernisiert werden. 
Auf diesen ständig andauernden Arbeiten baut die 
angestrebte Zertifizierung auf. 
zur Zeit : NAC-Appliance Rathaus & Außenstellen 
Planung Juni 2023 
Ziel einer Zertifizierung 2025 
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55 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 12 1.01.12 Technikunter-
stützte Informa-

tion - TUI 

82 ff. Wo sind die Aufwände für die Umset-
zung des OZGs (2022 war die Deadline) 
abgebildet, die innerhalb dieses HH ab-
zuschließen ist? 

Die Mittel für die Umsetzung des OZGs sind nicht 
planbar, 
sogenannte "Puffer-budgets" sind nicht gewünscht 
/ zulässig, 
es wird versucht die Kosten für die Umsetzungen 
zu Produkten des OZGs aus dem laufenden Haus-
halt zu finanzieren 
 

56 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 13 1.01.12 Technikunter-
stützte Informa-

tion - TUI 

261 Wieso fallen die Kosten für die Pla-
nungsserver (extern? Cloud)  separat 
von dieser Produktgruppe an? 

Der Planungs- und Beteiligungsserver wurde durch 
das Fachamt beschafft. Dieser Onlineservice ist für 
die Öffentlichkeitsbeteiligung bei den Bauleitplan-
verfahren ein vielgenutztes Werkzeug. Das Fach-
amt nutzt und betreut das Fachverfahren, daher 
wurden die Wartungskosten unmittelbar dort ver-
anschlagt. 
 

57 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 15 1.01.14 Liegenschafts-
verwaltung 

  Personalaufwendungen S.91, Nr. 11 
Steigerung um 40.000: neue halbe 
Stelle? 
 

Zuordnung Elternzeit-Rückkehrerin, die auch vor 
Antritt der Elternzeit in diesem Bereich eingesetzt 
war.  

58 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 27 1.02.02 Gewerbewesen 131 Zeile 7 / Frage: Was ist in dem Fall un-
ter "Bestandskorrekturen" für 2023 und 
2024 zu verstehen (-14.748 und -15.372 
€)? 
 

Ansatz für die Auflösung von Pensionsrückstellun-
gen 

59 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 28 1.02.02 Gewerbewesen 131  Zeile 7: Was ist in dem Fall unter "Be-
standskorrekturen" für 2023 und 2024 
zu verstehen (-14.748 und -15.372 €)? 
 

Ansatz für die Auflösung von Pensionsrückstellun-
gen 

60 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 29 1.03.01 Grundschulen 167 Zeile 16: „Sonstige Ordentliche Aufwen-
dungen“ – Für welche Schülerin-
nen/Schüler und in welcher Höhe je 
Kind fallen Kosten für schulärztliche 
Gutachten an?   

Im Rahmen von Schuleingangsuntersuchung kön-
nen im Bedarfsfall weitere Untersuchungen wie 
z.B. zur Ermittlung von sonderpädagogischen För-
derbedarfe (AO-SF) anstehen, für die der schulme-
dizinische Dienst des Rhein-Sieg-Kreises einen 
Gebührenbescheid ausstellt.  Die Kosten belaufen 
sich pro Jahr auf ca. 500 €.  
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61 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 56 1.11.03 Wasserversor-
gung 

286 Sind die Zahlen zur Anpassung der 
Wassergebühren bzw. Kürzung der 
Konzessionsabgabe (Zeile 7) schon be-
rücksichtigt? Warum gehen die Erträge 
2023 und 2024 so weit auseinander 
(Zeile 29) bzw. Zeile 19, warum Finan-
zerträge 2024 = 0? 

Die Daten werden über den verwaltungsseitigen 
Veränderungsnachweis (konsumtiv) berücksichtigt. 
Nach den Vorschriften des NKF-CUIG sind die 
Mindererträge bei den Konzessionsabgaben zu 
isolieren. Das Wasserwerk stellt seine Planungen 
(einschl. etwaiger Überschüsse) im Rahmen von 
jährlichen Wirtschaftsplänen auf. Diese Planungen 
einschließlich der im Unternehmen vorhandenen 
Gewinnvorträge (thesaurierte Gewinne) bilden die 
Summe möglicher planerischen Gewinnentnahmen 
im städtischen Haushalt. Höhe und Zeitpunkt der 
planerischen Gewinnentnahmen erfolgen in Ab-
hängigkeit von den entstehenden Bedarfen zum je-
weiligen Haushaltsausgleich.  

62 B'90 / Die 
Grünen 

19.01.2023 63   #NV allge-
mein 

Verpflichtungsermächtigung: Wie wird 
die Größe der Verpflichtungsermächti-
gung ermittelt und wie wirkt sich das im 
Prozess aus. Haushaltsreste? 

Verpflichtungsermächtigungen werden, gem. § 12 
KomHVO Maßnahmenbezogen veranschlagt und 
in den Teilfinanzplänen bei Investitionen oberhalb 
der Wertgrenze von 100.000 EUR dargestellt.  Die 
Beträge ergeben sich aus der auf die künftigen 
Jahre verteilten voraussichtlichen Belastung.  Eine 
komprimierte Zusammenfassung kann der Anlage 
F bzw. den Teilplänen (Erläuterungen zu investi-
ven Projekten) entnommen werden. 
Verpflichtungsermächtigungen wirken sich nicht 
auf zu bildende Ermächtigungsübertragungen aus. 
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2. Anträge zum Haupt- und Finanzausschuss 
 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anträge  
Nr. der 
Anträge 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

1 SPD 17.01.2023 1 1.01.01 Politische Gre-
mien 

47 Prüfauftrag: Ist die Begrenzung der poli-
tischen Arbeitskreise auf ein maximales 
Budget / oder eine maximale (gleichzei-
tige) Anzahl möglich? Wie hoch wäre 
das Einsparvolumen?  
Ziel: Beteiligung von Politik am nötigen 
Sparkurs 

Stellungnahme der Verwaltung: 
In § 7 Abs. 1 Nr. 3 Hauptsatzung ist eine Begren-
zung der Zahlung auf 50 Fraktionssitzungen (ein-
schl. AK) pro Jahr je Teilnehmer festgelegt. Eine 
Reduzierung der Begrenzung ist durch eine Ände-
rung der Hauptsatzung grundsätzlich möglich und 
würde zu einer Reduzierung des Budgets führen. 
In der Wahlperiode 2014/2020 hatte der damalige 
Rat eine Begrenzung auf 30 Sitzungen beschlos-
sen.  
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Rat zu beschließen, die Anzahl der Fraktionssit-
zungen (inkl. AK -Sitzungen) auf ____im Jahr je 
Teilnehmer zu begrenzen. 

2 SPD 17.01.2023 2 1.01.01 Politische Gre-
mien 

47 Abschaffung von Fax- und Telefongerä-
ten, bzw. Anschlüssen in den Fraktions-
räumen.  
Begründung: Ausreichende Zahl von 
Handys in allen Fraktionen vorhanden. 
Die Geräte werden kaum genutzt. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Telefonanschlüsse können mit einer Kündi-
gungsfrist von einem Monat gekündigt werden 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Rat die Verwaltung zu beauftragen, die Telefonan-
schlüsse der Fraktionsbüros im Servatiuscenter 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu kündigen.  

3 SPD 17.01.2023 19 1.15.01 Wirtschaftsförde-
rung 

382 Bei der Auflistung der Ziele bitte das Kli-
mafolgenanpassungskonzept erwäh-
nen.  
Vorschlag dazu: "Stärkung der Standort-
faktoren und der örtlichen Wirtschaft un-
ter der Maßgabe, dass die Stadt Born-
heim ein ambitioniertes Programm zur 
Klimaneutralität verfolgt." 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat keine Bedenken gegen den 
Beschluss. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, fol-
gende Zielformulierung unter Produkt 1.15.01 zu-
sätzlich aufzunehmen: "Stärkung der Standortfak-
toren und der örtlichen Wirtschaft unter der Maß-
gabe, dass die Stadt Bornheim ein ambitioniertes 
Programm zur Klimaneutralität verfolgt." 
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sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

4 SPD 17.01.2023 20 1.15.02 Tourismus 384 Bei den Zielen die Klimaneutralität be-
rücksichtigen / ergänzen:  
Vorschlag dazu: "Ausbau des gesamten 
touristischen Angebots vor dem Hinter-
grund der angestrebten Klimaneutralität 
der Stadt Bornheim." 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat keine Bedenken gegen den 
Beschluss. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, fol-
gende Ergänzung der Zielformulierung unter Pro-
dukt 1.15.02:"Ausbau des gesamten touristischen 
Angebots vor dem Hintergrund der angestrebten 
Klimaneutralität der Stadt Bornheim." 

5 SPD 17.01.2023 21 Satzung Bezeichnung letzte 
Seite 

d. 
Sat-
zung 

Beschlussentwurf: Der Haushaltsent-
wurf sieht eine Erhöhung der Grund-
steuer B auf 825 v. H. in den Haushalts-
jahren 2023/2024 vor. Dies entspricht 
laut Haushaltsentwurf Mehreinnahmen 
von 2,1 Mio. Euro in 2023, bzw. 2,2 Mio. 
Euro in 2024. Aufgrund der bisherigen 
Verbesserungen gegenüber dem Haus-
haltsentwurf (5-6 Mio. Euro pro Jahr) 
und möglichen Einsparungen, die im 
Zuge der Haushaltsberatungen noch zu-
sätzlich getroffen werden, beauftragen 
wir die Verwaltung, zu prüfen, wieweit 
die Erhöhung der Grundsteuer B für 
2023 und 2024 auf ein benötigtes Min-
destmaß zu reduziert werden kann, 
ohne den Haushaltsausgleich zu gefähr-
den.  
Zum Sachverhalt: Eine Grundsteuer B 
Erhöhung trifft Bürger*innen unabhängig 
von ihrer wirtschaftlichen Situation und 
belastet daher vor allem Menschen mit 
kleinen Einkommen, Rentner*innen und 
junge Familien. Insbesondere da die Le-
benshaltungskosten aufgrund der Infla-
tion seit Monaten steigen, müssen wir 
schauen, dass wir unsere Bürger*innen 
so weit entlasten wie möglich statt sie 
stärker zu belasten. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Verbesserungen, die sich aus dem Veränderungs-
prozess zum Entwurf der Haushaltsplanung erge-
ben, werden im Sinne des Antrags zur Verringe-
rung des Eigenkapitaleinsatzes bzw. der Herabset-
zung von Hebesätzen bei den Realsteuern ge-
nutzt. Mögliche Szenarien von Hebesatzanpassun-
gen wurden im Arbeitskreis Finanzen am 25.01.23 
vorgestellt. Die letztlich notwendige Höhe der He-
besätze wird nach Beratung aller Anträge im ganz-
tägigen Haupt- und Finanzausschuss am 09.03.23 
feststehen. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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6 SPD 17.01.2023 22 Satzung Bezeichnung letzte 
Seite 

d. 
Sat-
zung 

Beschlussentwurf: Aufgrund der bisheri-
gen Verbesserungen gegenüber des 
Haushaltsentwurfs (5-6 Mio. Euro pro 
Jahr) und möglichen Mehreinnahmen 
und Einsparungen, die im Zuge der 
Haushaltsberatungen noch zusätzlich 
getroffen werden, beauftragen wir die 
Stadt, zu prüfen, ob die Erhöhung der 
Gewerbesteuer von 490 auf 575 v. H. 
nach wie vor nötig ist oder ob auch eine 
geringere Erhöhung ausreichen würde, 
um einen Haushaltsausgleich - trotz 
gleichzeitiger reduzierter Erhöhung der 
Grundsteuer B - zu erzielen. 
Zum Sachverhalt: Bei der letzten Hebe-
satzerhöhung wurde die Gewerbesteuer 
außen vor gelassen. Da ein zumindest 
fiktiver Haushaltsausgleich erreicht wer-
den muss, wird eine Erhöhung der Ge-
werbesteuer nach jetzigem Kenntnis-
stand unumgänglich sein. Dennoch wol-
len wir hier auch die Belastung so nied-
rig wie möglich halten. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Verbesserungen, die sich aus dem Veränderungs-
prozess zum Entwurf der Haushaltsplanung erge-
ben, werden im Sinne des Antrags zur Verringe-
rung des Eigenkapitaleinsatzes bzw. der Herabset-
zung von Hebesätzen bei den Realsteuern ge-
nutzt. Mögliche Szenarien von Hebesatzanpassun-
gen wurden im Arbeitskreis Finanzen am 25.01.23 
vorgestellt. Die letztlich notwendige Höhe der He-
besätze wird nach Beratung aller Anträge im ganz-
tägigen Haupt- und Finanzausschuss am 09.03.23 
feststehen. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 

7 UWG 19.01.2023 1   #NV  Die UWG beantragt, eine bornheim-
weite Parkraumbewirtschaftung zu prü-
fen 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf die Sitzungsvorlage-Nr. 097/2017-9 wird ver-
wiesen. Hierzu beschloss der Ausschuss für Stadt-
entwicklung, die Einführung der Parkraumbewirt-
schaftung im dargestellten Rahmen mit einem 
Stimmenverhältnis von 
01 Stimme für den Beschlussentwurf (UWG tlw..) 
19 Stimmen gegen den Beschlussentwurf (CDU, 
SPD, B90/Grüne, FDP) 
01 Stimmenthaltung (UWG tlw..) 
abzulehnen.                                                                                                                                                                           
 
Stattdessen hat der Ausschuss für Stadtentwick-
lung die Vorlage 097/2017-9 zur Kenntnis genom-
men und beschlossen die Angelegenheit in den in-
terfraktionellen Arbeitskreis zu verweisen.                                                                                                                                          
-Einstimmig- 



-22- 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anträge  
Nr. der 
Anträge 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

Ergebnisse aus der seinerzeitigen interfraktionellen 
Erörterung liegen der Verwaltung nicht vor. Für 
eine konkrete Budgetplanung im Haushalt wäre zu-
nächst ein weitergehender Arbeitsauftrag an die 
Verwaltung zu definieren und eine Priorisierung 
der Maßnahme unter Berücksichtigung der vorhan-
denen Ressourcen erforderlich. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis 
 

8 UWG 19.01.2023 7   #NV   Die UWG beantragt, die Fraktionsbüros 
zum schnellst möglichen Termin abzu-
mieten und diese Räumlichkeiten so-
lange einer anderen Nutzung zugängig 
zu machen. Equipment wie Drucker und 
PCs reduzieren. Ein gemeinsamer Dru-
cker/Kopierer würde bspw. reichen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
* Der Mietvertrag für die Fraktionsbüros im Servati-
uscenter wurde am 22.12.2014 mit Wirkung vom 
01.04.2015 auf eine Dauer von 10 Jahren bis zum 
31.03.2025 abgeschlossen. Es verlängert sich je-
weils um ein Jahr, wenn nicht eine Seite unter Ein-
haltung einer Frist von 6 Monaten der Verlänge-
rung schriftlich widerspricht. 
* Zur Zeit stehen keine Räumlichkeiten im Rathaus 
für die Unterbringung der Fraktionen zur Verfü-
gung. Erst mit dem Umzug in das technische Rat-
haus werden Räume im Rathaus frei werden. Die 
Verwaltung ist derzeit mit der Planung einer neuen 
Raumverteilung im Rathaus beschäftigt und wird 
die Unterbringung der Fraktionen im Rathaus mit in 
die Planungen einbeziehen. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Rat  die Verwaltung zu beauftragen 
1. den Mietvertrag für die Fraktionsbüros im Ser-
vatiuscenter zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
kündigen, 
2.  die  Unterbringung der Fraktionen im Rathaus 
bei der Raumplanung zu berücksichtigen, 
3. alternative Nutzungsmöglichkeiten für die Frakti-
onsräume aufzuzeigen. 



-23- 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anträge  
Nr. der 
Anträge 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

9 UWG 19.01.2023 8 1.01.01 Politische Gre-
mien 

  Die UWG beantragt, eine Anzahl von 
Arbeitskreisen und Fraktionssitzungen 
zu begrenzen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
In § 7 Abs. 1 Nr. 3 Hauptsatzung ist eine Begren-
zung der Zahlung auf 50 Fraktionssitzungen (ein-
schl. AK) pro Jahr je Teilnehmer festgelegt. Eine 
Reduzierung der Begrenzung ist durch eine Ände-
rung der Hauptsatzung grundsätzlich möglich und 
würde zu einer Reduzierung des Budgets führen. 
In der Wahlperiode 2014/2020 hatte der damalige 
Rat eine Begrenzung auf 30 Sitzungen beschlos-
sen.  
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Rat zu beschließen, die Anzahl der Fraktionssit-
zungen (inkl. AK -Sitzungen) auf ____im Jahr je 
Teilnehmer zu begrenzen. 
 

10 UWG 19.01.2023 11 1.01.09 Personalma-
nagement 

  Die UWG beantragt, dass die Verwal-
tung alle Vor- und Nachteile von Wahl-
beamten und Verwaltungsbeamten dar-
legt und dazu auch in den Austausch 
mit Nachbarkommunen (z.B. Kerpen) 
geht. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Zunächst ist festzustellen, dass es keine grund-
sätzliche Verpflichtung gibt, wonach Kommunen in 
NRW Beigeordnete haben müssen. Für die Stadt 
Bornheim ergibt sich die heutige Festlegung aus 
der Hauptsatzung, die im Falle von anderen Fest-
legungen zu ändern wäre. Die Verwaltung weist 
aber darauf hin, dass die Gemeindeordnung ent-
sprechende Funktionen vorsieht und die Beigeord-
neten auch mit besonderen Rechten ausstattet, 
welche reine Dezernentenfunktionen nicht zuge-
standen wird. Auch wird auf das besondere Ver-
fahren zur Stellenbesetzung der Beigeordneten 
verwiesen. Im Gegensatz zur Benehmensherstel-
lung bei Funktionen in Führungsverantwortung er-
folgt bei Beigeordneten eine Wahl durch den Rat. 
Die Verwaltung erachtet die kommunalverfas-
sungsrechtlich zugestandene besondere Rolle der 
Beigeordneten als wichtigen Beitrag im Rahmen 
der kommunalpolitischen Willensbildung als unent-
behrlich. 
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Beschlussentwurf: 
Der Haupt-und Finanzausschuss nimmt Kenntnis 
von den Ausführungen der Verwaltung. 

11 CDU 19.01.2023 1 übergrei-
fend 

Bezeichnung   Die CDU-Fraktion beantragt, ab den 
Haushaltsplanberatungen 2025 ff, ggf. 
auch schon vorher, ein Budgetsystem 
auf Ebene der Abteilungen einzuführen. 
Das Budgetsystem soll den Abteilungen 
der Stadtverwaltung erlauben bzw. die 
Abteilungen unterstützen, anhand der 
tatsächlich verfügbaren Personalres-
sourcen sowohl die laufenden Verwal-
tungstätigkeiten als auch gesonderte 
Maßnahmen zu planen und zu steuern. 
Des Weiteren soll das Budgetsystem 
den Entscheidungsträgern im Rat trans-
parent darlegen, welche Personalres-
sourcen tatsächlich verfügbar sind und 
welche Aufgaben realistischerweise da-
mit bewältigt werden können. Ziel ist, 
eine strukturelle und personelle Überbe-
lastung zu vermeiden, die z.B. durch 
Entscheidungen in den Fachausschüs-
sen und im Rat ausgelöst werden.  

Stellungnahme der Verwaltung: 
In einem produktorientierten Haushalt ist eine 
Budgetierung auf einer Organisationsebene nicht 
vorgesehen. Die Weiterentwicklung der Budgetie-
rung und des unterjährigen Berichtswesens wird 
seitens der Verwaltung fortgeführt. Hierzu wird die 
Nutzung eines weiteren Moduls von IKVS ange-
strebt. Zu den Möglichkeiten, der Tiefe und vor al-
lem der Zielsetzung wird der Austausch u.a. im Ar-
beitskreis Finanzen stattfinden. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 

12 CDU 19.01.2023 2 übergrei-
fend 

Bezeichnung   Die CDU-Fraktion beantragt  
* die Auflösung der individuellen Frakti-
onsbüros  
* die Zusammenführung in einem ver-
fügbaren freien Raum, idealerweise im 
Rathaus,  
* damit einhergehend die Bereitstellung 
jeweils eines angemessenen abschließ-
baren Schranks und 
* die Ermöglichung des Zugriffs auf 
Netzwerkdrucker für externe Geräte 
(Notebooks) 
Damit zusammenhängend beantragen 
wir, Vorschläge für die Nachnutzung der 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Mietvertrag für die Fraktionsbüros im Servati-
uscenter wurde am 22.12.2014 mit Wirkung vom 
01.04.2015 auf eine Dauer von 10 Jahren bis zum 
31.03.2025 abgeschlossen. Es verlängert sich je-
weils um ein Jahr, wenn nicht eine Seite unter Ein-
haltung einer Frist von 6 Monaten der Verlänge-
rung schriftlich widerspricht. 
Zur Zeit stehen keine Räumlichkeiten im Rathaus 
für die Unterbringung der Fraktionen zur Verfü-
gung. Erst mit dem Umzug in das technische Rat-
haus werden Räume im Rathaus frei werden. Die 
Verwaltung ist derzeit mit der Planung einer neuen 
Raumverteilung im Rathaus beschäftigt und wird 
die Unterbringung der Fraktionen im Rathaus mit in 
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bisherigen Räumlichkeiten zu unterbrei-
ten. 
Begründung: 
Die Fraktionsbüros im Servatiusweg 
werden von den Fraktionen in über-
schaubarem Umfang und niedriger Fre-
quenz genutzt. Zur Einsparung der Kos-
ten (Mieten, Betriebskosten), alternativ 
zur Schaffung von ersatzweisen Nut-
zungsmöglichkeiten schlagen wir daher 
vor, dass die Fraktionen in gemeinsa-
men Räumlichkeiten untergebracht wer-
den. 

die Planungen einbeziehen.  
Für Fraktionssitzungen in Präsenz stellt die Ver-
waltung bereits jetzt Räume im AvH und EUBO zur 
Verfügung. Eine anderweitige Nutzung der Frakti-
onsräume Servatiuscenter muss seitens der Ver-
waltung geprüft werden. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem 
Rat, die Verwaltung zu beauftragen 
1. den Mietvertrag für die Fraktionsbüros im Ser-
vatiuscenter zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
kündigen, 
2. die  Unterbringung der Fraktionen im Rathaus 
bei der Raumplanung zu berücksichtigen, 
3. alternative Nutzungsmöglichkeiten für die Frakti-
onsräume aufzuzeigen. 
 

13 FDP 19.01.2023 5   #NV   In den kommenden zwei Jahren sollen 
alle Ämter der Stadtverwaltung im AK 
Finanzen zu den Konsolidierungspoten-
zialen in ihrem Zuständigkeitsbereich 
vortragen. Der Vortrag der jeweiligen 
Amtsleiter soll durch externe Beratung 
der GPA und GPA-Kennzahlen ergänzt 
werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Aus Sicht der Verwaltung sollte ein anderes For-
mat zur Präsentation der Ämter im Hinblick auf die 
jeweiligen Konsolidierungspotenziale gewählt wer-
den. Der AK Finanzen würde hierdurch überfrach-
tet. Auch wird eine flächendeckende für alle Ämter 
stattfindende Beratung der GPA als nicht zielfüh-
rend und auch zu teuer angesehen. In 2023 startet 
eine Organisationsuntersuchung der GPA im Be-
reich der erzieherischen Hilfen. Die Ergebnisse 
hierzu werden in den Gremien vorgestellt und be-
raten. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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14 FDP 19.01.2023 6   #NV   Der Mietvertrag der Fraktionsbüros im 
Servatiusweg soll zum nächst mögli-
chen Zeitpunkt gekündigt werden, bzw. 
es wird geprüft, ob die Räumlichkeiten 
bis zum Auslaufen des Mietvertrages 
von der Verwaltung genutzt werden 
können. Die Fraktionen verzichten auf 
eigene städtische PCs und Drucker. 
(Zugriff auf einen Drucker für alle Frakti-
onen wird im Rathaus eingerichtet). Für 
notwendige Präsenz-Fraktionssitzungen 
werden städtische Einrichtungen/Be-
sprechungsräume genutzt. Für die not-
wendigen Fraktionsunterlagen stellt die 
Stadtverwaltung einen jederzeit zugäng-
lichen Raum zur Verfügung, wo jede 
Fraktion einen abschließbaren Schrank 
(großen Aktenschrank) nutzen 
kann. Die finanziellen Auswirkungen 
sind im Haushaltsplan zu berücksichti-
gen.  
 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Jahresmiete einschl. Nebenkosten beläuft sich 
auf 44.798,04 €. Zusätzlich fallen noch Reini-
gungs- und Fensterreinigungskosten in Höhe von 
3.800,00 € jährlich an. Mit Wirkung vom 
01.04.2015 wurde der Mietvertrag auf die Dauer 
von 10 Jahren bis zum 31.03.2025 abgeschlossen. 
Der Mietvertrag verlängert sich um ein Jahr, wenn 
nicht eine Seite unter Einhaltung einer Frist von 6 
Monaten der Verlängerung schriftlich widerspricht. 
Nach derzeitigem Stand ist nicht davon auszuge-
hen ist, dass Fraktionsräume im Bestand (z. B. 
Rathaus) im erforderlichen Umfang bereitgestellt 
werden können. Die Verwaltung empfiehlt zum jet-
zigen Zeitpunkt keine Kündigung. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 

15 FDP 19.01.2023 7   #NV   Schlägt die Politik neue freiwillige Maß-
nahmen vor, die den Haushalt zusätz-
lich belasten würden, muss aus der Po-
litik auch direkt der Vorschlag kommen, 
wo in gleicher Höhe an anderer Stelle 
eingespart werden kann ( analog wie 
zur Zeiten der Haushaltsicherung) 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung begrüßt diesen Vorschlag. Neue 
freiwillige Maßnahmen sollten mit einen Deckungs-
vorschlag (Mehrerträge bzw. Minderaufwendun-
gen) versehen werden. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, dass 
neue freiwillige Maßnahmen, die auf einen Antrag 
der politischen VertreterInnen beruhen, zwingend 
im Antrag einen Deckungsvorschlag (Mehrerträge 
bzw. Minderaufwendungen) beinhalten müssen. 
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16 FDP 19.01.2023 8   #NV   Die Personalkosten der Stadt Bornheim 
sollen auf dem Niveau des Jahresab-
schlusses 31.12.2022 festgeschrieben 
werden, dabei dürfen Lohnsteigerungen 
planerisch berücksichtigt werden. Das 
bis zum 31.12.22 nicht genutzte Perso-
nalbudget aufgrund nicht besetzter Stel-
len wird anhand eines überarbeiteten 
Stellenplan neu umgeplant (nicht be-
rücksichtig werden hierbei Stellen für 
städtische Kindergärten - diese werden 
1:1 in den HH23/24 übernommen). Die-
ser neue Stellenplan wird entsprechend 
im HH23/24 beschlossen. Zusätzliche 
Stellen sind nur für neue städtische Kin-
dergärten im HH23/24 und für Dienst-
kräfte in der Ausbildungszeit zulässig. 
Neue notwendige Stellenanforderungen 
sind dann extra zu beantragen und erst 
dann wenn das vorhandene Budget ent-
sprechend ausgeschöpft wurde. 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung verweist auf hierzu mehrfach er-
folgte Erläuterungen zu zwingenden Stellenbedar-
fen. Insbesondere verweist die Verwaltung darauf, 
dass unterjährige Beschlüsse zu Stellenerweite-
rungen im Falle von finanziellen Mehrbedarfen in 
größerem Umfang zu jeweiligen komplette Nach-
tragshaushalten führen können. Ergänzend stellt 
die Verwaltung nochmals dar, dass anhand der 
Stellenanmeldungen ausführlich die Notwendigkei-
ten der Stellenbedarfe insgesamt dargelegt sind.  
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt-und Finanzausschuss nimmt Kenntnis 
von den Ausführungen der Verwaltung. 

17 FDP 19.01.2023 9   #NV   Der Politik ist ein Organigramm aller 
vorhandenen Stellen der Verwaltung 
vorzulegen, anhand derer man auch er-
kennt welche Stellen besetzt sind und 
welche vakant sind (inkl. neu geplanter 
Stellen mit dem Vermerk "geplant"). 
Dieses Organigramm ist dem Rat bzw. 
dem AK Stellenplan jährlich vorzulegen.   

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung stellt hierzu dar, dass die Art und 
Weise der Abbildung der Organisation grundsätz-
lich im Rahmen der Organisationshoheit dem Bür-
germeister obliegt. Wie bereits im AK Stellenplan 
dargelegt, erfüllt die Verwaltung für die Beratungen 
des Stellenplanes alle Mindestanforderungen (Stel-
lenplan, Besetzungsübersicht) incl. der Pflicht, den 
Besetzungsstatus zum 30.06. des Vorjahres zu er-
füllen. Die Zuordnung der Stellen zu Organisati-
onseinheiten inkl. Stellenkurzbeschreibungen ist in 
Tiefe und Breite der jeweiligen Besetzungsüber-
sicht zu entnehmen. 
Die grafische Abbildung in einem Organigramm im 
Sinne des Antrages wäre eine Zusatzaufgabe, die 
aufgrund der Zahl der Stellen und gewünschten 
Aussagen aus Sicht der Verwaltung auch nicht im 
Sinne der Aussagekraft und Lesbarkeit zielführend 



-28- 

lfd. 
Nr. 

Fraktion 
Datum der 

Anträge  
Nr. der 
Anträge 

Produkt Bezeichnung 
Seite  

im 
HPl 

Inhalt: Anträge 
Antworten und Stellungnahmen   

sowie Beschlussentwürfe der Verwaltung 

ist. 
Die Verwaltung regt an, im Rahmen der Transpa-
renz halbjährlich dem HFA tabellarische Übersich-
ten zum aktuellen Besetzungsstatus vorzulegen, 
welche mit geringerem Mehraufwand zu generie-
ren sind und auch dem Anliegen aus Sicht der Ver-
waltung besser Rechnung tragen. Ein entspre-
chender Entwurf wird im Rahmen der erbetenen 
anstehenden Beratung des Stellenplanes in den 
Fachausschüssen erstmals vorgelegt. Die Verwal-
tung bietet gerne einen Austausch zum zukünfti-
gen Format der Übersicht an. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 

18 FDP 19.01.2023 10   #NV   Sollte die Grundsteuer erhöht werden 
müssen, hat die Stadtverwaltung dem 
Rat Einsparungen in gleicher Höhe vor-
zulegen, damit dieser entscheiden kann, 
welche der Maßnahmen umgesetzt wer-
den soll. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Erhöhung der Hebesätze bei den Realsteuern 
wird verwaltungsseitig erst dann vorgeschlagen, 
wenn sämtliche übrigen Maßnahmen zur Erzielung 
von Mehrerträgen (z.B. durch Gebühren, Beiträge, 
Entgelte) oder zur Verringerung von Aufwendun-
gen ausgeschöpft wurden. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 

19 FDP 19.01.2023 11   #NV   Genaue Aufschlüsselung der Stellen für 
die Kindergärten, welche Kindergär-
ten/Stellen hier für den HH23/24 geplant 
sind. Sind hier auch künftige Neubauten 
von städtischen Kindergärten enthalten, 
die 23/24 fertiggestellt werden und 
wenn ja welche. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die angemeldeten 21,08 Stellen teilen sich wie 
folgt auf die Kitas: 
Bestandserweiterungen: 
Windrad, Königstr. 0,50 Stellen 
Raupe, Ploon 1,26 Stellen 
Baumhaus, Klarenhofstr. 0,31 Stellen 
Lummerland, Friedrichstr. 0,94 Stellen 
Rilkestraße, Rilkestr. 0,24 Stellen 
Wolfsburg, Wolfsgasse 0,76 Stellen 
Blumenwiese, Maarpfad 0,35 Stellen 
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Widdig, Römerstr. 0,07 Stellen 
Flora, Sandstr. 0,26 Stellen 
Sonnenblume, Margaretenstr. 1,06 Stellen 
Burgwiese, Burgwiesenweg 0,04 Stellen 
Grashüpfer, Alb.-Mag.-Str. 0,64 Stellen 
Haus Regenbogen, Knippstr. 0,83 Stellen 
Springerpool 4,00 Stellen 
Assistenzkräfte (Programm) 2,77 Stellen 
Sprachförder-Fachkraft  3,00 Stellen 
plusKITA-Fachkraft 2,05 Stellen 
Gruppenerweiterung: 
Jennerstraße 2,00 Stellen (Erweiterung von 1,5 auf 
2,0 Gruppen) 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 

20 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 1 allge-
mein 

#NV   Antrag: Fortsetzung der Entwicklung 
des NKF hinzu einer wirkungsorientier-
ten Haushaltsführung. Das Thema soll 
im Rahmen des AK Finanzen konkreti-
siert und für den nächsten Haushalt vor-
bereitet werden. Dafür sind die notwen-
digen Qualifizierungsmaßnahmen für 
Verwaltung und Politik vorzusehen. 
 
Begründung: Der Schritt zum wirkungs-
orientierten Haushalt wurde bereits mit 
dem Haushalt 21/22 beschlossen. Wir-
kungsorientierung ist die konsequente 
Weiterentwicklung des NKF. Damit soll 
eine moderne und nachhaltige Haus-
haltsplanung und Steuerung erreicht 
werden, die auf messbare Ziele mit ein-
deutigen Kennzahlen ausgerichtet ist. 
Dazu gehören die Erarbeitung eines 
Leitbildes, die Einführung von Bindungs-
graden und eine Darstellung relevanter 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Weiterentwicklung des wirkungsorientierten 
Haushaltes wird seitens der Verwaltung fortgeführt. 
Hierzu wird erstmalig der endgültige Haushalt 
2023/2024 webbasiert über IKVS als Interaktiver 
Haushalt allen Interessierten zur Verfügung gestellt 
werden. Diese Cloud-Lösung als digitale Transfor-
mation der Verwaltungsprozesse Haushalt und 
Jahresrechnung wird mit übersichtlichen Cockpits, 
Ampelgrafiken, Tabellen, Diagrammen und Trend-
pfeilen den Einstieg in die Haushaltsdaten erleich-
tern sowie eine Abstimmung von Zielen mit der Po-
litik ermöglichen. Zu den Möglichkeiten, der Tiefe 
und erforderlichen Schulungen wird der Austausch 
im Arbeitskreis Finanzen stattfinden. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Zahlen über mehrere Jahre zur Plausibi-
litätsprüfung. Konzept für eine Pilotie-
rung mit einer geeigneten Produkt-
gruppe. Im Fokus soll dabei auch ein 
geschlechter- und generationengerech-
ter Haushalt sein. 
 
 

21 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 2 allge-
mein 

#NV   Antrag: In den HH Beratungen der 
Fachausschüsse sollen alle im HH auf-
geführten Vorhaben, insbesondere die 
in der Anlage E aufgeführten Investitio-
nen genau geprüft werden, ob ein Be-
schluss zugrunde liegt, das Vorhaben 
korrekt aufgeführt ist und ggf. reduziert, 
geschoben oder gestrichen werden 
kann.  
Begründung: In der Haushaltsklausur 
haben wir bei einigen Vorhaben und In-
vestitionen keine Erkenntnis, ob und 
wenn ja wo es einen Beschuss dazu 
gibt, ob es sich eventuell um einen 
Copy-Paste Fehler handelt oder einfach 
eine fehlende Begründung. Deshalb sol-
len die zuständigen Fachausschüsse 
dies in den Beratungen sorgfältig im 
Sinne von Einsparpotenzial prüfen. 
 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Anträge und Anfragen zu den investiven Maß-
nahmen wurden den zuständigen Ämtern zur Stel-
lungnahme vorgelegt. Die Stellungnahmen werden 
in den jeweiligen Fachgremien beraten. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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22 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 3 allge-
mein 

#NV   Antrag: Im Rahmen des HFA / AK Finan-
zen soll gemeinsam ausgelotet werden, 
welche Möglichkeiten es für eine substan-
tielle und nachhaltige Verbesserung der 
Einnahmen sowie der Kosten gibt. Dazu 
gehören Bereiche wie Einkauf auch im IT-
Bereich, Lizenzmanagement, Vergabe, 
"Gewohnheitskosten" wie Mitgliedschaf-
ten, Beiträgen, Versicherungen, alterna-
tive Finanzierungsmodelle, Standardisie-
rung, Prozessoptimierung, Digitalisierung 
etc. 
Begründung: Um Bornheim langfristig auf 
eine solide finanzielle Basis zu stellen, 
muss Haushaltspolitik langfristig und stra-
tegisch denken und handeln. Ziel ist eine 
langfristige Einnahmenverbesserung und 
Kostenoptimierung zu erreichen und dafür 
Ideen zu sammeln, Machbarkeit für Born-
heim zu prüfen und umzusetzen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung nimmt auch für sich in Anspruch, 
Haushaltspolitik langfristig und strategisch zu den-
ken. Hierzu findet u.a. die regelmäßige Beratung 
im AK Finanzen sowie in den Fachgremien statt. 
Gerne werden die im Antrag genannten Bereiche 
im Hinblick auf Einnahmeverbesserung bzw. Kos-
tenoptimierung gemeinsam mit den politischen 
Vertretungen erörtert. Hierzu werden die Ämter 1, 
2 und 11 beteiligt. 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Aus-
führungen der Verwaltung zur Kenntnis. 

23 B'90 /Die 
Grünen 

19.01.2023 4 1.01.01 Politische Gre-
mien 

46 Antrag: Die Verwaltung erarbeitet zusam-
men mit der Politik einen Plan zur Einspa-
rung von mindestens 10% (ca. 100.000 €) 
der Aufwendungen für die politischen Gre-
mien. Dabei können vor allem Büroräume, 
TUI Arbeitsplätze und Telefon, sowie die 
Taktung von Sitzungen geprüft und opti-
miert werden. 
Begründung: Insbesondere bei den Büros 
und deren Ausstattung besteht deutliches 
Einsparpotenzial- Büros, Technik und Te-
lefon werden kaum genutzt und stellen so 
ungenutzten Raum mit relativ hohen Kos-
ten dar. Darüber hinaus kann auch die 
Taktung von Ausschusssitzungen auf den 
Prüfstand. Insgesamt belaufen sich die 
Kosten für Gremienarbeit auf ca. 
900.000€ zzgl. Personalaufwand. Die Poli-
tik sollte hier als Vorbild signifikante Ein-
sparpotenziale realisieren. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung begrüßt den vorbildlichen Einspar-
willen bei den Kosten der politischen Gremien und 
erarbeitet gemeinsam mit der Politik einen Plan zur 
Hebung von Einsparpotenzialen. 
 
 
Beschlussentwurf: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt die 
Verwaltung, einen Plan zur Einsparung von min-
destens 10% der Aufwendungen für politische Gre-
mien zusammen mit der Politik zu erarbeiten. 

 


